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Kurz informiert

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

Referent
Raschid Bouabba
MBA, Dipl.-Ing. 

Geschäftsführer der MCGB
GmbH in Berlin, Berater mit den 
Schwerpunkten „Personalauf-
wendungen und -entgelte, Lohn-
steuer und 
Sozialversicherung, Betriebs-
prüfungsmanagement“

Teilnehmerkreis
Mitarbeiter in der Lohn- 
und Gehaltsbuchhaltung, 
Steuerberater 

Termine
18.04.2024, 11.07.2024, 
10.10.2024, 16.01.2025 
jeweils 10:00 ― 12:00 Uhr

Buchungs-Nr. 451

Anmeldung und 
aktuelles Programm 
unter iww.de/s184

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 129,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
106,50 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Fehler bei der Lohnabrechnung kosten Zeit und Geld. 
Als Praktiker in der Lohn- und Gehaltsabrechnung müssen 
Sie daher Ihr Wissen zu Lohnsteuer, Sozialversicherung 
und Arbeitsrecht immer aktuell halten. Mit dem Webinar 
schaffen Sie das mit minimalem Aufwand. 2 Stunden 
pro Quartal am PC reichen für einen kompakten Überblick. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie über 90,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand
und -kosten entfallen.

IWW-Webinare

Löhne und Gehälter
Topinformiert in der Lohnabrechnung

„Nur 2 Stunden – und Sie fühlen sich 

wieder sicher bei der Lohnabrechnung!“

Raschid Bouabba

	▶ Spenden
Das Zuwendungsempfängerregister ist jetzt online

|  Seit dem 30.01. ist das Zuwendungsempfängerregister für die öffentliche 
Nutzung freigeschaltet. Es erlaubt nicht nur die Suche nach einzelnen Or-
ganisationen, sondern listet auch alle eingetragenen Spendenorganisatio-
nen nach Ort und/oder gemeinnützigen Zwecken auf. Neben dem Namen 
der Einrichtung sind bei den meisten Einträgen bisher nur Adresse und zu-
ständiges Finanzamt aufgelistet. Angaben zu den gemeinnützigen Zwecken 
und dem Datum des aktuellen Freistellungsbescheids fehlen meist noch.  |

Wichtig  |  Sollten Änderungen bei den im Zuwendungsempfängerregister 
gespeicherten Daten erforderlich sein, müssen inländische Organisationen 
die Änderungen beim zuständigen Finanzamt veranlassen. In einer späteren 
Ausbaustufe sollen für das Register berechtigte Organisationen die Möglich-
keit erhalten, Bankverbindungen zu Spendenkonten sowie Angaben zu der 
eigenen Homepage in das Zuwendungsempfängerregister einzupflegen.

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE 

•	Website Zuwendungsempfängerregister → Zuwendungsempfängerregister unter www.
iww.de/s10443

•	Beitrag „Zuwendungsempfängerregister und digitales Spendenverfahren“, VB 9/2023, 
Seite 20 → Abruf-Nr. 49673265

Erste Ausbaustufe 
hat noch nicht alle 
Funktionalitäten

	▶ Vereinsregister
OLG Karlsruhe: Gemeinnützigkeit muss bei Eintragung  
nachgewiesen werden

|  Die Anmeldung eines Vereins kann zurückgewiesen werden, wenn die 
Satzung auf die Verfolgung gemeinnütziger Zwecke verweist, ein Freistel-
lungsbescheid des Finanzamts aber gar nicht vorliegt. Das hat das OLG 
Karlsruhe klargestellt und damit dem Registergericht bestätigt, richtig ge-
handelt zu haben, als es die Eintragung eines Vereins abgelehnt hatte.  |

Begründung: Der in der Satzung enthaltene Hinweis, dass der Verein aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgaben-
ordnung verfolge, erwecke (bei Dritten) den Eindruck, dass dem Verein die 
Gemeinnützigkeit durch das Finanzamt schon anerkannt sei. Der Vertrau-
ensschutz möglicher Spender verlange es, die Eintragung zu verweigern und 
erst bei Vorlage des Freistellungsbescheids zu genehmigen (OLG Karlsruhe, 
Beschluss vom 22.01.2024, Az. 19 W 80/23 (Wx), Abruf-Nr. 239856).

Wichtig  |  Diese Rechtsauffassung widerspricht der herrschenden Praxis 
der Registergerichte. Zumal die Finanzämter (nach evtl. unverbindlicher Vor-
prüfung der Satzung) die Gemeinnützigkeit regelmäßig erst nach Vorlage des 
Registerauszugs erteilen. Im behandelten Fall ging es aber um einen Verein, 
der offensichtlich das Existenzrecht Israels leugnete. Das Registergericht 
suchte erkennbar nach einen rechtlichen Hebel, die Eintragung abzulehnen. 
Außerdem hatte das Finanzamt den Antrag auf Anerkennung der Gemeinnüt-
zigkeit abgelehnt und über den Widerspruch noch nicht entschieden.

Gericht misst 
Vertrauensschutz 
möglicher Spender 
hohe Bedeutung zu


